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Der unter anderem für Ansprüche aus Besitz und Eigentum an beweglichen Sachen 
zuständige V. Zivilsenat hat entschieden, dass ein Fahrzeug, das einem vermeintli-
chen Kaufinteressenten für eine unbegleitete Probefahrt überlassen und von diesem 
nicht zurückgegeben wurde, dem Eigentümer nicht im Sinne von § 935 BGB ab-
handengekommen ist. Dieser verliert daher sein Eigentum an dem Fahrzeug, wenn 
es nachfolgend durch einen Dritten in gutem Glauben erworben wird. 
 
Sachverhalt  
 
Bei der Klägerin, die ein Autohaus betreibt, erschien ein vermeintlicher Kaufinteres-
sent für ein als Vorführwagen genutztes Kraftfahrzeug (Mercedes-Benz V 220 d) im 
Wert von 52.900 €. Nachdem dieser hochprofessionelle Fälschungen eines italieni-
schen Personalausweises, einer Meldebestätigung einer deutschen Stadt und eines 
italienischen Führerscheins vorgelegt hatte, wurden ihm für eine unbegleitete Probe-
fahrt von einer Stunde auf der Grundlage eines "Fahrzeug-Benutzungsvertrages" ein 
Fahrzeugschlüssel, das mit einem roten Kennzeichen versehene Fahrzeug, das 
Fahrtenbuch und Fahrzeugscheinheft sowie eine Kopie der Zulassungsbescheini-
gung Teil I ausgehändigt. Der vermeintliche Kaufinteressent kehrte mit dem Fahr-
zeug nicht mehr zu dem Autohaus zurück. Kurze Zeit später wurde die Beklagte in 
einem Internetverkaufsportal auf das dort von einem Privatverkäufer angebotene 
Fahrzeug aufmerksam. Die Beklagte, die die vorgelegten Fahrzeugunterlagen nicht 
als gefälscht erkannte, schloss mit dem Verkäufer einen Kaufvertrag über das Fahr-
zeug. Ihr wurden nach Zahlung des Kaufpreises von 46.500 € das Fahrzeug, die Zu-
lassungspapiere, ein passender sowie ein weiterer - nicht dem Fahrzeug zuzuord-
nender - Schlüssel übergeben. Die Behörde lehnte eine Zulassung ab, da das Fahr-
zeug als gestohlen gemeldet war.  
 
Die Klägerin verlangt von der Beklagten die Herausgabe des Fahrzeuges und des 
Originalschlüssels; die Beklagte verlangt im Wege der Widerklage u.a. die Heraus-
gabe der Original-Zulassungspapiere und des Zweitschlüssels. 
Die nicht erfolgte Rückgabe des Fahrzeugs an den Händler stellt kein Abhanden-
kommen im Sinne des § 935 BGB dar, so dass es von einem späteren Käufer gut-
gläubig erworben werden konnte. Folglich ist die Beklagte, da sie nach den revisions-
rechtlich nicht zu beanstandenden Feststellungen des Berufungsgerichts bei dem 
Erwerb des Kraftfahrzeuges in gutem Glauben war, dessen Eigentümerin geworden 
und kann von der Klägerin die Herausgabe der Original-Zulassungspapiere verlan-
gen.  
 
Fazit: 
Der Autohändler trägt das volle Risiko das Eigentum an einem Fahrzeug zu verlieren, 
wenn er einem Kaufinteressenten ein Fahrzeug zur unbegleiteten und nicht ander-
weitig überwachten Probefahrt überlässt und damit seinen Besitz freiwillig aufgibt. 
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